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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über bestimmte Maßnahmen, 

die in der Landwirtschaft aufgrund der Entwicklung der Währungslage zu treffen sind 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf die Artikel 28, 43 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Währungsausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 des Rates 
vom 12. Mai 1971 über bestimmte konjunkturpoli- 
tische Maßnahmen, die in der Landwirtschaft im 
Anschluß an die vorübergehende Erweiterung der 
Bandbreiten der Währungen einiger Mitgliedstaaten 
zu treffen sind^), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 509/73“), sind im Handel zwischen 
den Mitgliedstaaten und mit dritten Ländern Aus- 
gleichsbeträge eingeführt worden. Damit sollen 
Schwierigkeiten vermieden werden, die sich für das 
ordnungsgemäße Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes daraus ergeben können, daß der tatsäch- 
liche Wechselkurs für die Währungen bestimmter 
Mitgliedstaaten um mehr als die Schwankungsbreite, 
die nach der am 12. Mai 1971 in Kraft befindlichen 
internationalen Regelung zulässig ist, von der amt- 
lichen Parität abweicht. Dieses System ist mit der 
zunehmenden Zahl der hiervon betroffenen Mitglied- 
staaten mittlerweile sehr kompliziert geworden. 
Insbesondere führt es zu Agrarpreisen, die von 
Rechts wegen zwar gemeinsame Preise sind, je nach 
Mitgliedstaat aber wegen des unterschiedlichen 
Wertes der Währungen verschieden sind. 

Für die Ölsaaten ist mit der Verordnung (EWG) 
Nr. 1569/72 des Rates vom 20. Juli 1972 zur Einfüh- 
rung von Sondermaßnahmen für Raps- und Rübsen- 


samen -a), geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 527/73 “b), eine entsprechende Regelung einge- 
führt worden. 

Durch den Beschluß vom 11. März 1973, für die Wäh- 
rungen bestimmter Mitgliedstaaten zu jedem Zeit- 
punkt einen Höchstabstand von 2,25 v. H. beizube- 
halten, kann eine neue, weniger komplizierte und 
auf die Wiederherstellung des gemeinsamen Cha- 
rakters der Agrarpreise ausgerichtete Regelung ein- 
geführt werden. 

Als Grundsatz für die neue Regelung ist aufzu- 
stellen, daß für die Umrechnung der Währungen 
untereinander und in Rechnungseinheiten die tat- 
sächlich bestehenden Relationen zugrunde gelegt 
werden, um der wirtschaftlichen Realität so nahe 
wie möglich zu kommen; dies führt dazu, daß neben 
den Paritäten im Sinne der Verordnung Nr. 129 des 
Rates über den Wert der Rechnungseinheit und die 
im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzuwen- 
denden Umrechnungskurse ^) in der Fassung der 
Verordnung (EWG) Nr. 653^8“), insbesondere die 
Leitkurse sowie die für einige Währungen bestehen- 
den repräsentativen Kurse berücksichtigt werden; 
diese letzteren Kurse sind für die neuen Mitglied- 
staaten mit der Verordnung (EWG) Nr. 222/73 des 
Rates vom 31. Januar 1973 über die im Agrarsektor 
für die Währungen der neuen Mitgliedstaaten an- 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 12. Mai 1971, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 50 
vom 23. Februar 1973, S. 1 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 106 
vom 30. Oktober 1962, S. 2553 

- a) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 167 

vom 25. Juli 1972, S. 9 

- b) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 51 

vom 24. Februar 1973, S. 3 

■*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 123 
vom 31. Mai 1968, S. 4 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
5. April 1973 - 1/4 (IV/ 1) - 680 70- Wä 6/73: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 23. März 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, 
die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Rat hatte bereits anläßlich seiner 236. Tagung am 26. /27. März 1973 einen ersten Gedankenaustausch. 
Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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zuwendenden Umrechnungskurse^), geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 560/73^) festgesetzt wor- 
den. 

Die mittlerweile eingetretenen Währungsereig- 
nisse machen indessen eine Neufestsetzung dieser 
Kurse erforderlich. 

Die Anpassung der in Landeswährung ausgedrück- 
ten Agrarpreise an die gemeinsamen Preise entspre- 
chend den neuen Umrechnungskursen führt je nach 
Mitgliedstaat automatisch zu einem Rückgang oder 
zu einer Erhöhung der Erzeuger- und Verbraucher- 
preise; in Anbetracht der Folgen, die dies bei dem 
Ausmaß der vorzunehmenden Preisbewegungen je 
nach Fall für die Einkommen der Landwirte und für 
die Verbraucherpreise hätte, erscheint es gerechtfer- 
tigt, die betreffenden Mitgliedstaaten zu ermächti- 
gen, das Niveau ihrer Preise in Landeswährung auf- 
rechtzuerhalten, wobei es dem Rat obliegt, die Maß- 
nahmen zu erlassen, durch die eine schrittweise 
Anpassung an das Niveau der gemeinsamen Preise 
ohne Beeinträchtigung der Einkommen der Land- 
wirte sichergestellt wird. 

Außerdem muß gewährleistet werden, daß die 
Verzögerung bei der Preisanpassung nicht zu 
Schwierigkeiten im innergemeinschaftlichen Handel 
und im Handel mit den Drittländern führt; dieses 
Ziel kann durch Einführung einer Regelung von 
Währungsausgleichsbeträgen im Handel entspre- 
chend dem in der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 
vorgesehenen System der Ausgleichsbeträge er- 
reicht werden. 

Einige Mitgliedstaaten haben sich nicht den Mit- 
gliedstaaten angeschlossen, die zwischen ihren Wäh- 
rungen zu jedem Zeitpunkt einen Höchstabstand 
im Kassageschäft von 2,25 v. H. beibehalten; ihrer 
besonderen Lage ist in der Weise Rechnung zu tra- 
gen, daß eine Regelung von Währungsausgleichs- 
beträgen vorgesehen wird, die im Handel anzuwen- 
den sind, sobald für diese Währungen die durch- 
schnittliche Abweichung gegenüber den anderen 
Währungen 1,125 v. H. überschreitet. 

Die Beschlüsse vom 11. März 1973 sehen außer- 
dem vor, daß die Zentralbanken der Mitgliedstaaten 
nicht mehr verpflichtet sind, zur Aufrechterhaltung 
der Bandbreiten des US-Dollars zu intervenieren; 
daraus ergibt sich eine regelmäßige Änderung der 
Wertverhältnisse zwischen den Währungen der Mit- 
gliedstaaten und dem Dollar; die gleiche Situation 
ergibt sich für die Währungen der übrigen Drittlän- 
der; unter diesen Umständen empfiehlt es sich, einen 
Umrechnungskurs vorzusehen, der sich auf das 
durchschnittliche Wertverhältnis zwischen der Wäh- 
rung des betreffenden Drittlands und den Währun- 
gen derjenigen Mitgliedstaaten stützt, die zwischen 
ihren Währungen den obenerwähnten, zu jedem 
Zeitpunkt bestehenden Höchstabstand beibehalten - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung Nr. 129 erhält 
folgende Fassung: 

„1. Sind bei Maßnahmen aufgrund der Rechtsakte 
zur gemeinsamen Agrarpolitik oder der nach Artikel 
235 des Vertrags getroffenen spezifischen Regelun- 
gen in einer Währung ausgedrückte Beträge in eine 
andere Währung oder in Rechnungseinheiten umzu- 
rechnen, so finden folgende Regeln Anwendung: 

a) Ist ein in der Währung eines Mitgliedstaates 
ausgedrückter Betrag in eine Währung eines Mit- 
gliedstaats oder in Rechnungseinheiten umzu- 
rechnen oder umgekehrt, so ist für die Umrech- 
nung der im Rahmen der gemeinsamen Agrar- 
politik festgesetzten Preise und sonstigen Beträ- 
ge der Umrechnungskurs anzuwenden, der sich 

— für die Währungen der Mitgliedstaaten, die 
untereinander zu jedem Zeitpunkt einen 
Höchstabstand von 2,25 v. H. beibehalten aus 
den tatsächlichen Paritäten ergibt; 

— für die Währungen der übrigen Mitgliedstaa- 
ten aus den vom Rat mit qualifizierter Mehr- 
heit auf Vorschlag der Kommission festgesetz- 
ten repräsentativen Kursen ergibt. Für die 
Feststellung der Gegebenheiten des Welt- 
marktes findet jedoch die in Buchstabe b zwei- 
ter Gedankenstrich vorgesehene Regelung 
Anwendung. 

b) Ist ein in der Währung eines Drittlandes ausge- 
drückter Betrag in Rechnungseinheiten oder in 
die Währung eines Mitgliedstaates umzurech- 
nen, so ist der Umrechnungssatz anzuwenden, 
der sich 

— für die Währungen, die untereinander zu je- 
dem Zeitpunkt einen Höchstabstand von 2,25 
V. H. gegenüber den Währungen der die glei- 
che Regel anwendenden Mitgliedstaaten bei- 
behalten, aus den tatsächlichen Paritäten er- 
gibt; 

— für die übrigen Währungen aus dem arithme- 
tischen Mittel während eines bestimmten 
Zeitraums festgestellten Kassakurse der be- 
treffenden Währung gegenüber den einzelnen 
Währungen der Mitgliedstaaten ergibt, die 
untereinander zu jedem Zeitpunkt einen 
Höchstabstand von 2,25 v. H. beibehalten, wo- 
bei diese Währungen selbst in Rechnungsein- 
heiten umzurechnen sind.'' 


5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 27 
vom 1. Februar 1973, S. 4 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinsdiaften Nr. L 55 
vom 28. Februar 1973, S. 5 
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Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten, für die eine Differenz zwi- 
schen dem sich aus Artikel 2 Absatz 1 der Ver- 
ordnung Nr. 129 ergebenden Wechselkurs und 
dem Wechselkurs besteht, .der bis zum Inkraft- 
treten dieser Verordnung im Rahmen der in dem 
gleichen Artikel bezeichneten Akte angewandt 
wurde, werden ermächtigt, für die Erzeugnisse, 
für die aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 974/ 
71 zu dem vorgenannten Zeitpunkt Währungs- 
ausgleichsbeträge angewendet werden, die nach 
Maßgabe der Verordnungen über die gemein- 
samen Agrarmarktorganisationen aufgrund von 
Binnenmarktinterventionen gezahlten Interven- 
tions- oder Ankaufspreise 

a) im Falle einer stärkeren Bewertung ihrer 
Währung zu erhöhen bzw. 

b) im Falle einer schwächeren Bewertung ihrer 
Währung zu verringern. 

Die gleichen Bestimmungen gelten im Falle einer 
späteren Änderung. 

Die Erhöhung bzw. Verringerung darf die Inzi- 
denz des Unterschieds zwischen dem alten und 
dem neuen Wechselkurs nicht überschreiten. 

2. Die sich aus der Anwendung der Ermächtigung 
im Sinne des Absatzes 1 ergebenden Preisabwei- 
chungen werden schrittweise so verringert, daß 
der einheitliche Charakter der Preise und des 
Marktes wiederhergestellt wird, wobei die er- 
forderlichen Maßnahmen getroffen werden, damit 
die Einkommen der Landwirte nicht in Mitleiden- 
schaft gezogen werden. 

Die in Absatz 2 genannten Maßnahmen werden 
vom Rat auf Vorschlag der Kommission mit qua- 
lifizierter Mehrheit erlassen. 

Artikel 3 

1. Wird von der in Artikel 2 genannten Ermächti- 
gung Gebrauch gemacht, so werden die Beträge, 
die der betreffende Mitgliedstaat gemäß den Ver- 
ordnungen über die gemeinsame Organisation 
der Agrarmärkte auf Grund der sonstigen Bin- 
nenmarktinterventionen zu zahlen hat, 

a) bei einer stärkeren Bewertung der Währung 
dieses Mitgliedstaats erhöht, 

b) bei einer schwächeren Bewertung der Wäh- 
rung dieses Mitgliedstaats gesenkt, und zwar 
um einen Betrag, der unter Berücksichtigung 
der Auswirkung der in Artikel 2 genannten 
Maßnahmen festzusetzen ist. 

2. Falls bei der Anwendung der Verordnungen über 
die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte 
Marktpreise der in Absatz 1 genannten Mitglied- 
staaten zugrunde zu legen sind, so wird die Aus- 
wirkung der in Artikel 2 genannten Maßnahmen 
berücksichtigt. 


Artikel 4 

1. Wird von der in Artikel 2 genannten Ermäch- 
tigung Gebrauch gemacht, um Störungen im Han- 
del infolge des Unterschieds der in Artikel 2 ge- 
nannten Preise und der in Artikel 3 genannten 
Beträge zu den gemeinschaftlichen Preisen und 
Beträgen zu vermeiden, so werden von den in 
diesen Artikeln 

a) in Absatz 1 Buchstabe a genannten Mitglied- 
staaten Währungsausgleichsbeträge 

— bei der Einfuhr aus den Mitgliedstaaten 
und dritten Ländern erhoben, 

— bei der Ausfuhr nach Mitgliedstaaten und 
dritten Ländern gewährt; 

b) in Absatz 1 Buchstabe b genannten Mitglied- 
staaten Währungsausgleichsbeträge 

— bei der Einfuhr aus den Mitgliedstaaten 
und dritten Ländern gewährt, 

— bei der Ausfuhr nach Mitgliedstaaten und 
dritten Ländern erhoben, 

und zwar für die nachstehend aufgeführten Er- 
zeugnisse und Waren und unter den nachstehend 
festgelegten Bedingungen. 

2. Die Währungsausgleichsbeträge gelten 

a) für Erzeugnisse, für die im Rahmen der ge- 
meinsamen Organisationen der Agrarmärkte 
Interventionsmaßnahmen vorgesehen sind, 
mit Ausnahme von Ölsaaten; 

b) für Erzeugnisse oder Waren, deren Preis von 
dem Preis der Erzeugnisse gemäß Buchstabe a 
mit Ausnahme von Ölsaaten abhängt und die 
der gemeinsamen Marktorganisation unterlie- 
gen oder Gegenstand besonderer Handelsre- 
gelungen sind. 

3. Die Währungsausgleichsbeträge entsprechen 

a) für die Erzeugnisse gemäß Absatz 2 Buch- 
stabe a dem Ergebnis, das ermittelt wird, in- 
dem der Interventions- oder Kaufpreis, der 
gemäß den Verordnungen über die gemein- 
same Organisation der Agrarmärkte auf 
Grund der Binnenmarktinterventionen ge- 
zahlt wird, mit dem Prozentsatz, der die in 
Artikel 2 Absatz 1 genannte Differenz dar- 
stellt, multipliziert wird; 

b) für die in Absatz 2 Buchstabe b genannten 
Erzeugnisse oder Waren der Auswirkung, die 
sich für den Preis des betreffenden Erzeugnis- 
ses oder der betreffenden Ware aus der An- 
wendung des Währungsausgleichsbetrags auf 
den Preis des in Absatz 2 Buchstabe a ge- 
nannten Erzeugnisses, von dem er abhängig 
ist, ergibt. 


4 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/451 


4. Im Handel zwischen Mitgliedstaaten und mit drit- 
ten Ländern dürfen die Währungsausgleichsbe- 
träge, die auf Grund einer schwächeren Bewer- 
tung der betreffenden Währung anwendbar sind, 
jedoch nicht über der bei der Einfuhr aus dritten 
Ländern auftretenden Belastung liegen. 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit in bestimmten Ausnahme- 
fällen beschließen, daß der erste Absatz nicht zur 
Anwendung kommt. 

5. Für die Erzeugnisse oder Waren, bei denen sich 
der gemäß Absatz 3 errechnete Währungsaus- 
gleichsbetrag im Vergleich zu ihrem Durch- 
schnittswert nur geringfügig auswirkt, wird kein 
Währungsausgleichsbetrag festgesetzt. 

Artikel 5 

1. Wird im Verhältnis zu den Währungen der Mit- 
gliedstaaten, für die sich der Höchstabstand im 
Kassageschäft zu jedem Zeitpunkt auf 2,25 v. H. 
beläuft, die Währung eines diese Regel nicht 
anwendenden Mitgliedstaats 

a) um mehr als 1,125 v. H. stärker bewertet, so 
erhebt dieser Mitgliedstaat bei der Einfuhr 
und gewährt bei der Ausfuhr Währungsaus- 
gleichsbeträge; 

b) um mehr als 1,125 v. H. schwächer bewertet, 
so erhebt dieser Mitgliedstaat bei der Aus- 
fuhr und gewährt bei der Einfuhr Ausgleichs- 
beträge. 

Die stärkere oder schwächere Bewertung der 
Währung des betreffenden Mitgliedstaates wird 
ermittelt, indem die durchschnittlichen Prozent- 
sätze herangezogen werden, die den Abstand 
darstellen, der während eines festzulegenden 
Zeitraums zwischen 

— den sich aus Artikel 1 ergebenden Umrech- 
nungskursen 

und 

— den Wechselkursen im Kassageschäft 

für die Währung des betreffenden Mitgliedstaats 
im Verhältnis zu jeder der Währungen der Mit- 
gliedstaaten besteht, die untereinander zu jedem 
Zeitpunkt einen Höchstabstand von 2,25 v. H. 
beibehalten. 

2. Tritt der in Absatz 1 genannte Fall ein, so ist 
Artikel 4 anwendbar. 

Jedoch entsprechen die Währungsausgleichsbe- 
träge, die auf die in Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe 
a genannten Erzeugnisse anwendbar sind, den Be- 
trägen, die dadurch ermittelt werden, daß der 
sich aus Absatz 1 zweiter Unterabsatz dieses Arti- 
kels ergebende Prozentsatz auf die Preise an- 
gewandt wird. 


3. Der Anwendung der in diesem Artikel vorgese- 
henen Währungsausgleichsbeträge unterliegen 
die Erzeugnisse, die auch der Anwendung der in 
Artikel 4 vorgesehenen Währungsausgleichsbe- 
träge unterliegen. 

4. Die auf Grund dieses Artikels anwendbaren 
Währungsausgleichsbeträge werden den Wäh- 
rungsausgleichsbeträgen gemäß Artikel 4 hinzu- 
gerechnet oder von ihnen abgezogen. 

Artikel 6 

Abweichend von Artikel 4 und 5 gilt für Ölsaaten 

folgendes: 

1. Der betreffende Mitgliedstaat erhebt oder ge- 
währt Währungsausgleichsbeträge bei der Aus- 
zahlung der Beihilfe oder der Erstattung bei der 
Erzeugung; 

2. die Währungsausgleichsbeträge werden so be- 
rechnet, daß die Preise der in dem betreffenden 
Mitgliedstaat verarbeiteten oder aus diesem 
ausgeführten Ölsaaten auf den Stand des Welt- 
marktpreises gebracht werden. 

Artikel 7 

1 . Im Handel mit dritten Ländern 

a) werden die bei der Einfuhr gewährten Wäh- 
rungsausgleichsbeträge von der bei der Ein- 
fuhr auftretenden Belastung abgezogen; 

b) werden die bei der Ausfuhr erhobenen Wäh- 
rungsausgleichsbeträge von der Ausfuhrer- 
stattung abgezogen, 

— sofern sie geringer oder gleich hoch sind. 

2. Die im Handel zwischen den Mitgliedstaaten er- 
hobenen oder gewährten Währungsausgleichsbe- 
träge gelten hinsichtlich der Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik als Teil der Interventio- 
nen zur Regulierung der Agrarmärkte. 

Die im Handel mit dritten Ländern gewährten 
Währungsausgleichsbeträge gehören hinsichtlich 
der Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
zu den Erstattungen bei der Ausfuhr nach dritten 
Ländern im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 
21. April 1970 über die Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik ^). 

3. Notfalls werden die Durchführungsbestimmun- 
gen zu diesem Artikel nach dem Verfahren des 
Artikels 13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
festgelegt. 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 
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Artikel 8 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung, die weitere Abweichungen von den Vorschrif- 
ten über die gemeinsame Agrarpolitik und die be- 
sonderen Handelsregelungen enthalten können, und 
insbesondere die Ausgleichsbeträge, werden nach 
dem Verfahren des Artikels 26 der Verordnung Nr. 
120/67/EWG des Rates vom 13. Juni 1967 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Getreide®), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr 

oder gegebenenfalls nach dem Verfahren des ent- 
sprechenden Artikels der sonstigen Verordnungen 
über die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte 
festgelegt. 

Artikel 9 

Die Verordnungen (EWG) Nr. 974/71, 1569/72 und 
222/73 werden aufgehoben. 

Artikel 10 

Der Wortlaut zu Beginn von Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 129 wird durch folgenden Wortlaut 
ersetzt; 


„Wenn die Durchführung der Rechtsakte oder Be- 
stimmungen im Sinne des Artikels 1 durch außer- 
gewöhnliche Währungspraktiken gefährdet werden 
kann, kann der Rat auf Vorschlag der Kommis- 
sion mit qualifizierter Mehrheit oder die Kommis- 
sion im Rahmen der ihr in diesen Rechtsakten oder 
Bestimmungen übertragenen Befugnisse und entspre- 
chend den dort jeweils vorgesehenen Verfahren nach 
Anhörung des Währungsausschusses von dieser Ver- 
ordnung abweichende Maßnahmen treffen, insbeson- 
dere in folgenden Fällen:". 


Artikeln 

1. Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

2. Sie ist ab anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) über die Angleichung der Preise 
infolge der Währungsereignisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr /73 

des Rates vom über bestimmte Maßnahmen, 

die im Agrarsektor im Anschluß an die Entwicklung 
der Währungssituation zu treffen sind, insbesondere 
auf Artikel 2 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr /73 er- 

mächtigt die Mitgliedstaaten, bei denen der aus 
Artikel 1 der genannten Verordnung resultierende 
Wechselkurs von dem Wechselkurs abweicht, der 
früher im Rahmen der in diesem Artikel 1 genann- 
ten Rechtsakte angewandt wurde, für bestimmte 
Erzeugnisse 

a) bei Aufwertung ihrer Währung zur Erhöhung 
und 

b) bei Abwertung ihrer Währung zur Verminderung 

der Interventions- bzw. Ankaufspreise, die gemäß 
den Verordnungen über die gemeinsame Agrar- 
marktorganisation bei Interventionen auf dem Bin- 
nenmarkt gezahlt werden. 

Nach Absatz 2 des obengenannten Artikels 2 müs- 
sen die Unterschiede, die sich aus dieser Ermächti- 
gung für die Preise ergeben, schrittweise verringert 
werden, um einheitliche Preise und einen einheit- 
lichen Markt wiederherzustellen, und es werden die 
notwendigen Maßnahmen getroffen, damit die Ein- 
kommen der Landwirte nicht beeinträchtigt werden. 


Zu diesem Zweck ist für die betroffenen Bereiche 
der Landwirtschaft eine erste Angleichung zu Be- 
ginn des Wirtschaftsjahres 1973/1974 vorzusehen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vom Wirtschaftsjahr 1973/1974 an darf die auf 
Grund von Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
/73 vorgenommene Erhöhung bzw. Verminde- 
rung der Preise in keinem der betreffenden Land- 
wirtschaftsbereiche die in der folgenden Tabelle auf- 
geführten Prozentsätze übersteigen: 


Betroffener 

Erhöhung 

Verminderung 

Mitgliedstaat 

in V. H. 

in V. H. 

Deutschland 

4,85 


Großbritannien 


*) 

Italien 



Irland 




A r t i k e 1 2 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


*) Diese Zahlen werden entsprechend dem für die Lira 
und das Pfund festgelegten repräsentativen Kurs er- 
mittelt. Sie müssen für die Lira eine Angleichung um 
4 V. H. und für das Pfund die Beibehaltung der Kurse 
repräsentieren. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) zur Festsetzung der in der Landwirtschaft für 
die Währungen bestimmter Mitgliedstaaten anzuwendenden repräsentativen Kurse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 129 des Rates 
über den Wert der Rechnungseinheit und die im Rah- 
men der gemeinsamen Agrarpolitik anzuwendenden 
Umrechnungskurse ^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr /73, insbesondere auf Arti- 

kel 2 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für die Umrechnung der Preise und sonstigen im 
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik festgesetz- 
ten Beträge sieht die Verordnung Nr. 129 für den 
Fall, daß die Währung eines Mitgliedstaates in der 
Währung eines anderen Mitgliedstaates ausgedrückt 
werden muß, die Anwendung repräsentativer Kurse 
für die Währungen der Mitgliedstaaten vor, die 
nicht untereinander innerhalb einer Spanne gehal- 
ten werden. 


Diese repräsentativen Kurse müssen festgesetzt 
werden. Sie können nach Maßgabe der auf den De- 
visenmärkten der betreffenden Länder in der Zeit 

vom bis 1973 festgestellten Durschnitts- 

kurse festgesetzt werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die repräsentativen Kurse im Sinne von Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe a zweiter Gedankenstrich der 
Verordnung Nr, 129 für die Währungen der Mit- 
gliedstaaten mit Ausnahme der im ersten Gedanken- 
strich dieses Absatzes genannten Mitgliedstaaten 
sind folgende; 

a) 1 englisches Pfund = 1 irisches Pfund = 


Rechnungseinheiten 

b) 100 italienische Lire = 0, Rechnungsein- 

heit 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 106 
vom 30. Oktober 1962, S. 2553/62 
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Begründung 


1. Die Währungsereignisse, die seit einiger Zeit 
aufeinandergefolgt sind, haben eine der bisherigen 
Errungenschaften der Gemeinschaft, nämlich den ge- 
meinsamen Agrarmarkt, gefährdet. Die Mechanis- 
men, die geschaffen wurden, um den Währungs- 
ungleichgewichten abzuhelfen, sind so kompliziert 
geworden, daß eine umfassende Revision notwendig 
wird. 

Das gemeinsame Floaten der Währungen der mei- 
sten Mitgliedstaaten der Gemeinschaft bildet jedoch 
eine positive Maßnahme auf dem Wege zur Wirt- 
schafts- und Währungsunion, die die Möglichkeit 
geben muß, schrittweise die Einheit des gemein- 
samen Agrarmarktes wiederherzustellen. Der Erfolg 
dieser Bemühungen steht in engem Zusammenhang 
mit weiteren Fortschritten bei der Errichtung der 
Wirtschafts- und Währungsunion. 

2. Nebenursachen für die Komplexität der gegen- 
wärtigen Situation müssen aber auch in der gemein- 
schaftlichen Agrarregelung gesucht werden. 

a) Die erste hängt mit der landwirtschaftlichen 
Rechnungseinheit und ihrer Umrechnung in die 
Währungen der Mitgliedstaaten zusammen. Nach 
der Verordnung Nr. 129 werden hierzu die Umrech- 
nungskurse angewandt, die den beim Internatio- 
nalen Währungsfonds gemeldeten Paritäten ent- 
sprechen. Diese Paritäten sind nach und nach für alle 
Mitgliedstaaten außer Frankreich zu einem theore- 
tischen Wert geworden, und die Währungen werden 
nunmehr im Verhältnis zu einem von der theoreti- 
schen Parität abweichenden Mittelkurs gestützt. 

Diese Disparität zwischen den in der Praxis benutz- 
ten Wechselkursen und den theoretischen Umrech- 
nungskursen, die im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik verwendet werden, hat zur Folge, daß 
das System ohne Wiedereinführung von Grenzab- 
gaben nicht funktionieren kann. Zur Wiederherstel- 
lung des Gleichgewichts wurden daher Währungs- 
ausgleichsbeträge festgesetzt. Diese Regelung ver- 
ursachte einige technische Nachteile, die beseitigt 
werden mußten, wodurch das System allerdings 
noch komplizierter wurde. 

Eine weitere Folge besteht darin, daß es rechtlich 
unmöglich ist, die Einheit des Marktes wiederher- 
zustellen, da de jure die gemeinsamen Preise in der 
Gemeinschaft noch angewandt werden, de facto aber 
infolge der Währungsereignisse die Kurse der Wäh- 
rungen nicht mehr ihrer theoretischen Parität ent- 
sprechen und die Preise voneinander abgewichen 
sind. 

b) Eine zweite Ursache ergibt sich aus der Bezug- 
nahme auf den Dollar im Rahmen der Verordnung 
Nr. 974/71. Diese Verordnung war damals für einen 
kurzen Zeitraum verabschiedet worden, um dem 
Floaten zweier Währungen gerecht zu werden. Sie 


wurde seither in einem ganz anderen Kontext ange- 
wandt, führte jedoch zu variablen Währungsaus- 
gleichsbeträgen, die sogar zwischen Mitgliedstaa- 
ten erhoben wurden, sobald eine Schwankungs- 
grenze von 1 v. H. überschritten war. Die Bezugs- 
grundlage bildete jedesmal ein Vergleich zwischen 
der betreffenden Währung und dem Dollar. Die 
Veränderlichkeit der Ausgleichsbeträge bei den 
Währungen, deren Kurs stabilisiert wurde, und die 
Anwendung von Währungsausgleichsbeträgen in- 
nerhalb der für die Mitgliedstaaten akzeptierten 
Schwankungsbreite von 2,25 v. H. erscheinen nicht 
gerechtfertigt. 

c) Eine dritte Ursache für die Komplexität des 
Systems der Währungsausgleichsbeträge besteht 
darin, daß diese im Warenverkehr zwischen zwei 
Mitgliedstaaten als Saldo bzw. Summe der auf 
Grund der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 geltenden 
Beträge berechnet werden. Dieser Grundsatz hat 
angesichts der Verallgemeinerung des Systems 
zweifellos die Anwendung erschwert. 

d) Die Regel, keine Beihilfen unter dem Weltmarkt- 
niveau zu gewähren, kompliziert das System noch 
weiter und macht seine Anwendung in seiner der- 
zeitigen Form nunmehr sehr schwierig. 

3. Um diesen Schwierigkeiten abzuhelfen, schlägt 
die Kommission dem Rat mehrere Maßnahmen vor: 

a) Zunächst regt die Kommission an, als Umrech- 
nungskurse im Rahmen der gemeinsamen Agrar- 
politik künftig die Mittelkurse zu benutzen. Für die 
drei Mitgliedstaaten, die den Kurs ihrer Währung 
gegenwärtig autonom schwanken lassen, schlägt sie 
vor, feste repräsentative Kurse zu verwenden, die 
unter Zugrundelegung der während eines Bezugs- 
zeitraums auf dem Markt verzeichneten Kurse fest- 
zulegen sind. 

Diese Entscheidung hat zur Folge, daß sich die in 
Landeswährung ausgedrückten Preise im Falle der 
Mitgliedstaaten, die ihre Währung abgewertet ha- 
ben, automatisch nach oben und im Falle der Mit- 
gliedstaaten, die ihre Währung aufgewertet haben, 
automatisch nach unten angleichen. Der absolute 
Automatismus dieser Anpassung hat bereits in der 
Vergangenheit Schwierigkeiten aufgeworfen und 
bringt auch gegenwärtig bei einer Reihe von Erzeug- 
nissen Schwierigkeiten mit sich. Man muß daher 
vorsehen, daß die Mitgliedstaaten in diesem Falle 
ermächtigt werden, ihre Preise in Landeswährung 
beizubehalten, wobei der Rat die notwendigen Maß- 
nahmen treffen muß, um schrittweise die Einheit 
des Marktes wiederherzustellen, ohne das Einkom- 
men der Landwirte zu beeinträchtigen. 

Diese Ermächtigung wäre auf die Erzeugnisse zu 
begrenzen, für die gegenwärtig Währungsaus- 
gleichsbeträge erhoben werden. Als ersten Schritt 
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zur Wiederherstellung eines einheitlichen Marktes 
bereits im nächsten Wirtschaftsjahr schlägt die Kom- 
mission dem Rat eine allgemeine Anhebung der 
Preise um 2,76 v. H. vor, was bei jedem Erzeugnis 
die Möglichkeit gibt, ab Beginn des Wirtschaftsjah- 
res das Preisniveau in den Benelux-Ländern auf das 
gemeinsame Niveau zurückzuführen und die 
Deutschland erteilte Ermächtigung entsprechend ab- 
zubauen. 

Italien müßte seine Preise bereits im nächsten Wirt- 
schaftsjahr um 4 V. H. angleichen, und das Vereinigte 
Königreich und Irland müßten die auf Grund der 
Beitrittsakte vorzunehmende Preisangleichung be- 
rücksichtigen. 

b) Aus dem unter a aufgeführten Vorschlag geht 
hervor, daß die Ausgleichsbeträge künftig unter Zu- 
grundelegung des Unterschieds im Preisniveau be- 
rechnet würden und damit im Prinzip fest blieben. 
Innerhalb der Bandbreite von 2,25 v. H. gäbe es 
keinen Ausgleich. Demgegenüber müßte per defini- 
tionem ein veränderlicher Ausgleichsmechanismus 
für die Währungen bestehen bleiben, deren Kurs 
autonom frei schwankt. 

Es liegt jedoch auf der Hand, daß man zu einem 
Zeitpunkt, da die Mitgliedstaaten den Dollarkurs 
nicht mehr stützen, den Aspekt des Verhältnisses 
zwischen den Währungen der Mitgliedstaaten und 
dem Dollar nicht außer acht lassen darf. Dieses neue 


Verhältnis würde jedoch nicht mehr in einem Wäh- 
rungsausgleichsbetrag auf die Einfuhren aus allen 
Drittländern seinen Ausdruck finden ~ was sich als 
nicht gerechtfertigt erweisen kann -, sondern würde 
bei der Ermittlung der Weltmarktpreise im Hinblick 
auf die Festsetzung der Abschöpfungen und Erstat- 
tungen benutzt. Zu diesem Zweck würde zur Um- 
rechnung der in Dollar ausgedrückten Weltmarkt- 
preise nicht die theoretische Parität des Dollar, son- 
dern die mittlere Abweichung gegenüber jeder der 
gemeinsam floatenden EWG-Währungen ange- 
wandt. Diese Lösung würde auch auf die anderen 
Drittlandwährungen Anwendung finden, wobei der 
Mittelkurs nur für die Drittlandwährungen benutzt 
würde, die zusammen mit den Währungen der Mit- 
gliedstaaten floaten. 

c) Jeder Mitgliedstaat würde auf die Einfuhren 
beziehungsweise Ausfuhren jeden Ursprungs oder 
jeder Herkunft je nach der Situation seiner eigenen 
Währung den gleichen Betrag gewähren beziehungs- 
weise erhalten. Dies hat einen geringfügigen Nach- 
teil im Warenverkehr zwischen zwei Mitgliedstaa- 
ten, die beide ihre Währung ab- beziehungsweise 
aufgewertet haben, da Ausgleichsbeträge in diesem 
Falle sowohl eingenommen als auch gewährt wer- 
den und sich zum Teil aufheben. Dieser Nachteil 
wird jedoch durch eine große administrative Verein- 
fachung und durch die Klarheit des Systems für die 
Beteiligten ausgeglichen. 
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